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Landeshauptstadt Magdeburg 
Der Oberbürgermeister 
 
 
 

Allgemeinverfügung  
 

der Landeshauptstadt Magdeburg zur Eindämmung der Atemwegserkrankung  
„Covid-19“ durch den Corona-Viruserreger SARS-CoV-2 

 
 
Mit sofortiger Wirkung ergehen folgende Entscheidungen:  
 
1. Im Gebiet der Landeshauptstadt Magdeburg sind alle Gemeinschaftseinrichtungen im 

Sinne des § 33 des Infektionsschutzgesetzes (IfSG) zu schließen und zunächst bis zum 
13. April 2020 geschlossen zu halten.  
 
Gemeinschaftseinrichtungen im Sinne des IfSG sind:  
a) Kindertageseinrichtungen und Kinderhorte, 
b) die nach § 43 Absatz 1 des Achten Buches Sozialgesetzbuch erlaubnispflichtige Kin-

dertagespflege, 
c) Schulen und sonstige Ausbildungseinrichtungen, 
d) Heime und 
e) Ferienlager 

 
2. Unter den nachfolgend genannten Maßgaben sind von der Schließungsverfügung  

Kindertageseinrichtungen und Kinderhorte, die nach § 43 Absatz 1 des Achten Buches 
Sozialgesetzbuch (SGB XIII) erlaubnispflichtige Kindertagespflege sowie Schulen und 
sonstige Ausbildungseinrichtungen ausgenommen; diese Gemeinschaftseinrichtungen 
dürfen geöffnet bleiben für:  
 
a) Betreuungsbedürftige Kinder, die das zwölfte Lebensjahr noch nicht vollendet haben 

oder behindert und auf Hilfe angewiesen sind, wenn beide Erziehungsberechtigten 
des Kindes, im Fall einer oder eines allein Erziehungsberechtigten die oder der allein 
Erziehungsberechtigte zur Gruppe der unentbehrlichen Schlüsselpersonen gehören. 
Diese Betreuung soll erfolgen, sofern eine private Betreuung insbesondere durch 
Familienangehörige oder die Ermöglichung flexibler Arbeitszeiten und Arbeitsgestal-
tung (z.B. Homeoffice) nicht gewährleistet werden kann, sowie  
 

b) die zur Wahrnehmung der vorgenannten Betreuungsaufgaben erforderlichen Be-
schäftigten der jeweiligen Gemeinschaftseinrichtungen und sonstige Beschäftigte zur 
Wahrnehmung dringend erforderlicher Dienstgeschäfte.  
 

Schlüsselpersonen im Sinne von Buchstabe a sind Angehörige von Berufsgruppen, de-
ren Tätigkeit der Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung sowie der 
medizinischen, pflegerischen und pharmazeutischen Versorgung der Bevölkerung und 
der Aufrechterhaltung zentraler Funktionen der Daseinsvorsorge und des öffentlichen Le-
bens dient. Dazu zählen insbesondere: Alle Einrichtungen der Gesundheits-, Arzneimit-
telversorgung und der Pflege sowie der Behindertenhilfe, Kinder- und Jugendhilfe, des 
Justiz- und Maßregelvollzuges, der Landesverteidigung, der öffentlichen Sicherheit und 
Ordnung einschließlich Behörden des Arbeits-, Gesundheits- und Verbraucherschutzes 
sowie Einrichtungen der nichtpolizeilichen Gefahrenabwehr (Feuerwehr, Rettungsdienst 
und Katastrophenschutz), der Sicherstellung der öffentlichen Infrastrukturen (Medien, 
Presse und Telekommunikationsdienste, Energie, Wasser, ÖPNV, Entsorgung), der Ver-
sorgung mit Lebensmitteln und Hygieneartikeln und der Handlungsfähigkeit zentraler 
Stellen von Staat, Justiz und Verwaltung dienen.  
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Die Notwendigkeit einer außerordentlichen Betreuung von Kindern der unentbehrlichen 
Schlüsselpersonen ist der betreffenden Gemeinschaftseinrichtung gegenüber durch 
schriftliche Bestätigung des jeweiligen Arbeitgebers bzw. Dienstvorgesetzten bzw. bei 
Selbstständigen durch Eigenauskunft nachzuweisen.  
 

3. Die Ausnahmen nach Nummer 2 gelten nicht für den Fall, dass eine Gemeinschaftsein-
richtung geschlossen wurde oder geschlossen werden muss, weil Beschäftigte oder be-
treute Kinder positiv auf den Erreger Corona SARS-CoV-2 getestet wurden.  
 

4. Die Schließungsverfügung nach Nummer 1 gilt nicht für alle Schülerinnen und Schüler 
mit speziellen sonderpädagogischem Förderbedarf, die aus familiären Gründen auf eine 
Betreuung angewiesen sind.  
 

5. Die Schließungsverfügung nach Nummer 1 gilt ferner nicht für die Bildungsgänge nach 
dem Pflegeberufsgesetz, dem Altenpflegegesetz und dem Krankenpflegegesetz.  
 

6. Gleichzeitig widerrufe ich meine Allgemeinverfügung zur Untersagung von Veranstaltun-
gen und Ansammlungen von Personen mit mehr als 1.000 Personen anlässlich der Ein-
dämmung der Atemwegserkrankung „Covid-19“ durch den Corona-Viruserreger SARS-
CoV-2 vom 11. März 2020, veröffentlicht im Amtsblatt für die Landeshauptstadt Magde-
burg vom 12. März 2020, mit Wirkung für die Zukunft.  
 

7. Die sofortige Vollziehung des Widerrufes in Nummer 6 ordne ich an.  
 

8. Diese Allgemeinverfügung gilt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt für die 
Landeshauptstadt Magdeburg als bekanntgegeben.  
 

 
Begründung  
 
In der Stadt Wuhan (Volksrepublik China) trat im Dezember 2019 die Atemwegserkrankung 
COVID-19 auf, welche durch das neuartige Coronavirus SARS-CoV-2 verursacht wird. Die 
Erkrankung breitet sich seitdem pandemisch auch in anderen Ländern aus. Am 30. Januar 
2020 hat die Weltgesundheitsorganisation (WHO) eine gesundheitliche Notlage von internati-
onaler Tragweite ausgerufen. Die weltweite Ausbreitung von COVID-19 wurde am 11. März 
2020 von der WHO zu einer Pandemie erklärt. Aktuell breitet sich der Virus zunehmend auch 
in Deutschland und auch in Sachsen-Anhalt aus.  

Das Robert Koch-Institut (RKI) führt aktuell Folgendes zur Risikobewertung aus: Es handelt 
sich weltweit und in Deutschland um eine sehr dynamische und ernst zu nehmende Situa-
tion. Bei einem Teil der Fälle sind die Krankheitsverläufe schwer, auch tödliche Krankheits-
verläufe kommen vor. Die Zahl der Fälle in Deutschland steigt weiter an. Die Gefährdung für 
die Gesundheit der Bevölkerung in Deutschland wird derzeit insgesamt als hoch einge-
schätzt. Diese Gefährdung variiert aber von Region zu Region. Die Wahrscheinlichkeit für 
schwere Krankheitsverläufe nimmt mit zunehmendem Alter und bestehenden Vorerkrankun-
gen zu. Die Belastung des Gesundheitswesens hängt maßgeblich von der regionalen Ver-
breitung der Infektion, den vorhandenen Kapazitäten und den eingeleiteten Gegenmaßnah-
men (Isolierung, Quarantäne, soziale Distanzierung) ab und kann örtlich sehr hoch sein.  

Unter „Infektionsschutzmaßnahmen und Strategie“ legt das RKI dar: Die massiven Anstren-
gungen auf allen Ebenen des Öffentlichen Gesundheitsdienstes (ÖGD) verfolgen weiterhin 
das Ziel, die Infektionen in Deutschland so früh wie möglich zu erkennen und die weitere 
Ausbreitung des Virus so weit wie möglich zu verzögern. Sie sollten durch gesamtgesell-
schaftliche Anstrengungen wie die Reduzierung von sozialen Kontakten mit dem Ziel der 
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Vermeidung von Infektionen im privaten, beruflichen und öffentlichen Bereich sowie eine Re-
duzierung der Reisetätigkeit ergänzt werden. Dadurch soll die Zahl der gleichzeitig Erkrank-
ten so gering wie möglich gehalten und Zeit gewonnen werden, um weitere Vorbereitungen 
zu treffen, wie Schutzmaßnahmen für besonders gefährdete Gruppen, Behandlungskapazi-
täten in Kliniken zu erhöhen, Belastungsspitzen im Gesundheitssystem zu vermeiden und 
die Entwicklung antiviraler Medikamente und von Impfstoffen zu ermöglichen.  
 

(Quelle: https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/ 
Risikobewertung.html; abgerufen am 18. März 2020) 

 
Zu den erforderlichen kontaktreduzierenden Maßnahmen mit dem Ziel der Vermeidung von 
Infektionen gehört daher auch eine Beschränkung der Ausbreitung in besonders relevanten 
Gemeinschaftseinrichtungen wie Kindertagesstätten, Kindertagespflegestellen, Schulen und 
Kinderferienlagern, wo Kinder und Betreuungspersonen auf engem Raum in Kontakt mitei-
nander treten. Das Mittel der Einrichtungsschließung ist aus Gründen der Aufrechterhaltung 
der öffentlichen Ordnung und Sicherheit und Gewährleistung der Arbeitsfähigkeit kritischer 
Infrastrukturen durch Ausnahmen zur Notbetreuung zu flankieren. Rechtsgrundlage für die 
im Tenor unter Nummer 1 getroffene Maßnahme sind die §§ 16 Absatz 1 Satz 1, 28 Absatz 1 
Satz 1 und 2, § 33 Nummer 1 bis 3 IfSG.  
 
In Kindertageseinrichtungen, Einrichtungen der Tagespflege, Schulen und Ferienlagern 
kommt es zu zahlreichen Kontakten zwischen den Kindern und dem Betreuungspersonal 
bzw. zwischen Schülerinnen und Schülern sowie dem Lehr- und Aufsichtspersonal. Nach 
bisherigen Erkenntnissen erkranken Kinder und Jugendliche zwar nicht schwer an COVID-
19, sie können jedoch ebenso wie Erwachsene – ohne Symptome zu zeigen – Überträger 
des SARS-CoV-2 sein. Kinder und Jugendliche sind zugleich besonders schutzbedürftig. Da-
bei ist die Übertragungsgefahr bei Kindern besonders hoch, da kindliches Verhalten regel-
mäßig einen spontanen engen körperlichen Kontakt der Kinder untereinander mit sich birgt. 
Das Einhalten disziplinierter Hygieneketten ist zudem abhängig vom Alter und der Möglich-
keit der Übernahme von (Eigen-)Verantwortung und bedarf daher bei Kindern noch einer ent-
wicklungsangemessenen Unterstützung durch Erwachsene.  
 
Diese Unterstützung kann in Kindertagesstätten, der Kindertagespflege, Schulen und Ferien-
lagern mit einer Vielzahl an betreuten Kindern seitens der Betreuungs-, Lehr- und Aufsichts-
personen nicht immer ununterbrochen sichergestellt werden. Damit steigt die Gefahr, dass 
sich Infektionen innerhalb der Gemeinschaftseinrichtungen verbreiten und diese nach Hause 
in die Familien getragen werden. Aus diesen Gründen ist nach Abwägung aller Umstände 
eine allgemeingültige Anordnung erforderlich, um die Verbreitung der Infektion durch Kinder 
und Jugendliche zu verhindern. 
 
In den Gemeinschaftseinrichtungen nach § 33 Nummer 1 bis 3 IfSG werden zahlreiche Kin-
der und Jugendliche betreut, die der Aufsicht und Überwachung bedürfen. Bei einer Anord-
nung der Schließung von entsprechenden Einrichtungen gemäß § 28 Absatz 1 Satz 1 und 2 
IfSG sind auch die Auswirkungen einer Einrichtungsschließung auf andere Bereiche des öf-
fentlichen Lebens zu beachten. Die öffentliche Sicherheit und Ordnung - insbesondere die 
Aufrechterhaltung der Arbeitsfähigkeit des Gesundheitswesens und der Pflege, der Verteidi-
gungs-, Ordnungs- und Sicherheitsbehörden und anderer kritischer Infrastrukturen (z.B. Le-
bensmittel-, Wasser- und Energieversorgung, Telekommunikation, Transportwesen sowie 
Entsorgung) - muss unter Berücksichtigung der Erforderlichkeit der Schließung von Gemein-
schaftseinrichtungen aufrecht erhalten werden. Dazu sind Maßnahmen zu ergreifen, die ge-
eignet sind, die Arbeitsfähigkeit der in diesen Bereichen beschäftigten Eltern nicht aufgrund 
des Betreuungsbedarfs ihrer Kinder zu beeinträchtigen. Zu den üblichen Betreuungs- bzw. 
Schulöffnungszeiten ist daher eine Beaufsichtigung und Betreuung in der jeweiligen Einrich-
tung für die Kinder von unentbehrlichen Schlüsselpersonen sicherzustellen. Eine Betreuung 
soll dabei weiterhin in den bisherigen Gruppen bzw. Einrichtungen erfolgen, da eine Schaf-
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fung zentraler Notfallbetreuungsangebote die Infektionsgefahr weiter erhöhen würde. In An-
lehnung an § 45 Absatz 1 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch (SGB V) wird die Ausnah-
mevorschrift auf Kinder beschränkt, die das zwölfte Lebensjahr noch nicht vollendet haben 
oder behindert und auf Hilfe angewiesen sind. Ein schriftlicher Nachweis der Unentbehrlich-
keit gegenüber der Leitung der Gemeinschaftseinrichtungen ist erforderlich, um die Zahl der 
zu betreuenden Kinder so gering wie möglich zu halten, damit einer weiteren Verbreitung 
von SARS-CoV-2 entgegengewirkt werden kann. Andernfalls wäre die Maßnahme der 
Schließung von Kindertagesstätten, Tagespflegeeinrichtungen und Schulen nicht effektiv, 
wenn sich Kinder und Jugendliche in unveränderter oder kaum verminderter Zahl dort zu den 
Betreuungszeiten aufhalten würden. Die Schließung von Kindertagesstätten, Tagespflege-
einrichtungen und Schulen stellt einen schwerwiegenden Eingriff in die bestehenden Rechte 
auf Kinderbetreuung und die Schulpflicht dar. Ein solcher Eingriff ist nur zu rechtfertigen, 
wenn die notwendigen Ausnahmen eng ausgelegt und strikt kontrolliert werden. Um den un-
entbehrlichen Schlüsselpersonen die Ausstellung der Nachweise zu ermöglichen, ist eine 
Übergangsregelung von zwei Tagen notwendig.  
 
Für Ferienlager, die im hier betroffenen Zeitraum in den Osterferien stattfinden könnten, sind 
Ausnahmen nicht angezeigt, da für die betroffenen Kinder in den Ferien am Heimatort eine 
Hortbetreuung als Ausnahme sichergestellt werden könnte. Zugleich kommen in den Ferien-
lagern regelmäßig Kinder und Jugendliche aus verschiedenen Landesteilen und Bundeslän-
dern zusammen, sodass die Gefahr einer Infektionsausbreitung dadurch besonders hoch ist. 
 
Eine Ausnahme für Schülerinnen und Schüler mit speziellem sonderpädagogischem Förder-
bedarf, die aus familiären Gründen auf eine Betreuung angewiesen sind, ist in Abwägung der 
bestehenden besonderen Angebote und Betreuungsbedarfe notwendig. 
 
Die Ausbildungsgänge in der Pflege sind auszunehmen, da an einem möglichst raschen 
Schulabschluss dieser Schülerinnen und Schüler ein hohes öffentliches Interesse besteht 
und diese Schülerinnen und Schüler in ihren Ausbildungsbetrieben eine besondere gesund-
heitliche Fürsorge genießen. 
 
Die vollständige und ausnahmslose Schließung von Gemeinschaftseinrichtungen im Sinne 
des § 33 Nummer 1 bis 3 IfSG ist für den Fall, dass in einer Gemeinschaftseinrichtung Be-
schäftigte oder betreute Kinder positiv auf den Erreger “SARS-CoV-2“ getestet wurden, erfor-
derlich, um weitere Personen vor einer Ansteckung mit SARS-CoV-2 zu schützen. Nach der 
aktuellen Erkenntnislage muss davon ausgegangen werden, dass bei Vorliegen eines ent-
sprechenden positiv getesteten Falles durch die Leitung einer Gemeinschaftseinrichtung in 
der Regel keine Schutzmaßnahmen mehr getroffen werden können, die gleich effektiv aber 
weniger eingriffsintensiv sind, als die Einrichtung zeitweise zu schließen. Daher ist für die 
wenigen betroffenen Einrichtungen auch keine Ausnahme zur Notbetreuung für die Kinder 
und das Schlüsselpersonal möglich.  
 
Der Widerruf meiner Allgemeinverfügung zur Untersagung von Veranstaltungen und An-
sammlungen von Personen mit mehr als 1.000 Personen anlässlich der Eindämmung der 
Atemwegserkrankung „Covid-19“ durch den Corona-Viruserreger SARS-CoV-2 vom 11. 
März 2020, veröffentlicht im Amtsblatt für die Landeshauptstadt Magdeburg vom 12. März 
2020, gründet sich auf § 49 Absatz 1 des Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwVfG) in Ver-
bindung mit § 1 Absatz 1 Satz 1 des Verwaltungsverfahrensgesetzes Sachsen-Anhalt 
(VwVfG LSA). Danach bin ich berechtigt, meine Allgemeinverfügung vom 11. März 2020 mit 
Wirkung für die Zukunft zu widerrufen. Mit Inkrafttreten der Verordnung der Landesregierung 
des Landes Sachsen-Anhalt über Maßnahmen zur Eindämmung der Ausbreitung des neuar-
tigen Coronavirus SARS-CoV-2 in Sachsen-Anhalt (SARS-CoV-2-Eindämmungsverordnung 
- SARS-CoV-2-EindV) vom 17. März 2020 ist eine separate Allgemeinverfügung der Landes-
hauptstadt Magdeburg zu den darin bereits getroffenen Verboten und Beschränkungen nicht 
mehr erforderlich.  
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Die Anordnung der sofortigen Vollziehung des Widerrufs meiner Allgemeinverfügung vom 
11. März 2020 gründet sich auf § 80 Absatz 2 Satz 1 Nummer 4 der Verwaltungsgerichtsord-
nung (VwGO). Es besteht ein besonderes öffentliches Interesse an der sofortigen Vollzie-
hung. Im Falle eines Widerspruches gegen den Widerruf wären die angeordneten Maßnah-
men in der Allgemeinverfügung vom 11. März 2020 noch wirksam. Deren Regelungen wider-
sprechen jedoch den geltenden Vorschriften der SARS-CoV-2-Eindämmungsverordnung -
SARS-CoV-2-EindV. Angesichts der im Raume stehenden Gefährdung für die Gesundheit
der Bevölkerung besteht hier ein überwiegendes Vollzugsinteresse, um jegliche Unklarheiten
bei den geltenden infektionsschutzrechtlichen Vorschriften auszuschließen.

Rechtsbehelfsbelehrung 

Gegen diese Allgemeinverfügung der Landeshauptstadt Magdeburg kann innerhalb eines 
Monats nach Bekanntgabe Widerspruch erhoben werden. Der Widerspruch ist bei der Lan-
deshauptstadt Magdeburg, Der Oberbürgermeister, Alter Markt 6, 39104 Magdeburg, einzu-
legen. Der Widerspruch kann  

1. schriftlich oder zur Niederschrift bei der Landeshauptstadt Magdeburg - Der Oberbürger-
meister -, Alter Markt 6, 39104 Magdeburg,

2. durch E-Mail mit qualifizierter elektronischer Signatur an:
poststelle@stadt.magdeburg.de oder

3. durch De-Mail in der Sendevariante absenderbestätigt nach dem De-Mail-Gesetz an:
info@magdeburg.de-mail.de

erhoben werden.  

Magdeburg, den   18. März 2020 

gez. 
Dr. Lutz Trümper  
Oberbürgermeister 

Hinweis 

Nach § 28 Absatz 3 IfSG in Verbindung mit § 16 Absatz 8 IfSG haben Widerspruch und An-
fechtungsklage gegen die in dieser Allgemeinverfügung enthaltenen Maßnahmen keine auf-
schiebende Wirkung.  

Vorstehende Veröffentlichung wird hiermit bekannt gemacht. 

Magdeburg, den   18. März 2020  

gez. 
Dr. Lutz Trümper Landeshauptstadt Magdeburg 
Oberbürgermeister Dienstsiegel  
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Erörterungstermin A 14 in Osterburg abgesagt 
________________________________________________________________________ 

Auf Grund der aktuellen Lage im Zusammenhang mit der festgestellten Corona-Pandemie 

wird der geplante Erörterungstermin für private Einwender im Verfahren  

A 14 VKE 2.2 am 26.03.2020 und 27.03.2020 in Osterburg abgesagt.  

Zu diesem Termin waren 350 Einwender eingeladen. 

Ob der Termin für Träger öffentlicher Belange am 20.04.2020 und 21.04.2020 stattfinden 

kann, wird situationsbedingt in den kommenden Wochen entschieden.  

Magdeburg, 18.03.2020 

gez. 
Dr. Trümper  Landeshauptstadt Magdeburg 
Oberbürgermeister Dienstsiegel 

Vorstehende Veröffentlichung wird hiermit bekannt gemacht. 

Magdeburg, 18.03.2020 

gez. 
Dr. Trümper  Landeshauptstadt Magdeburg 
Oberbürgermeister Dienstsiegel 
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Jahresabschluss für den Eigenbetrieb Puppentheater der Stadt Magdeburg 
-Geschäftsjahr 2018-

Der Stadtrat der Landeshauptstadt Magdeburg beschließt in seiner 6. Sitzung am 14.11.2019 
unter der Beschluss-Nr. 203-006(VII)19 den Jahresabschluss 2018 des Eigenbetriebes 
Puppentheater der Stadt Magdeburg (EB PTH MD). 

Der Jahresabschluss 2018 des Eigenbetriebes Puppentheater der Stadt Magdeburg auf den 
31.12.2018 wird festgestellt: 

1. Feststellung des Jahresabschlusses

1.1. Bilanzsumme   937.225,62 EUR 

1.1.1. Davon entfallen auf der Aktivseite auf 

 das Anlagevermögen  604.280,65 EUR 

 das Umlaufvermögen  318.335,23 EUR 

 RAP    14.609,74 EUR 

1.1.2. Davon entfallen auf der Passivseite auf 

 das Eigenkapital  421.768,44 EUR 

 den Sonderposten   195.366,07 EUR 

 die Rückstellungen  167.600,00 EUR 

 die Verbindlichkeiten    89.549,55 EUR 

 RAP    62.941,56 EUR 

1.2. Jahresverlust/-gewinn - 238,49 EUR

1.2.1. Summe der Erträge   3.565.833,84 EUR 
Summe der Aufwendungen   3.566.072,33 EUR 

2. Behandlung des Jahresverlustes
Der Jahresverlust ist auf neue Rechnung vorzutragen -238,49 EUR

3. Dem Theaterbetriebsleiter Herrn Michael Kempchen
wird gemäß § 19 Eigenbetriebsgesetz Entlastung erteilt.

Wiedergabe des Bestätigungsvermerkes des Abschlussprüfers gemäß § 19 
Abs. 5 Eigenbetriebsgesetz 

Bestätigungsvermerk des Abschlussprüfers 

Wir haben den Jahresabschluss des Eigenbetriebes Puppentheater der Stadt Magdeburg 
- PTM -, Magdeburg, - bestehend aus der Bilanz zum 31. Dezember 2018 und der
Gewinn- und Verlustrechnung für das Wirtschaftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember
2018 sowie dem Anhang, einschließlich der Darstellung der Bilanzierungs- und
Bewertungsmethoden - geprüft. Darüber hinaus haben wir den Lagebericht des
Eigenbetriebes
Puppentheater der Stadt Magdeburg - PTM - für das Wirtschaftsjahr vom
1. Januar bis zum 31. Dezember 2018 geprüft.
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Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse 
 

 entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen wesentlichen Belangen den 
Vorschriften des Eigenbetriebsgesetzes und der Eigenbetriebsverordnung des Landes 
Sachsen-Anhalt i. V. m. den einschlägigen deutschen für 
Kapitalgesellschaftengeltenden handelsrechtlichen Vorschriften und vermittelt unter 
Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den 
tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens- und Finanzlage des 
Eigenbetriebes zum 31. Dezember 2018 sowie seiner Ertragslage für das 
Wirtschaftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2018 und 

 

 vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des 
Eigenbetriebes. In allen wesentlichen Belangen steht dieser Lagebericht in Einklang 
mit dem Jahresabschluss, entspricht den Vorschriften des Eigenbetriebsgesetzes und 
der Eigenbetriebsverordnung des Landes Sachsen-Anhalt und stellt die Chancen und 
Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar. 

  
Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere Prüfung zu keinen Einwendungen 
gegen die Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses und des Lageberichts geführt hat. 
 
Magdeburg, den 10. Juli 2019 
 
Schlegel  
amt. Amtsleiterin 
 
 
 
 
Vorstehende Veröffentlichung wird hiermit bekannt gemacht. 
 
 
 
Magdeburg, den 11. März 2020 
 
 
gez. 
Dr. Trümper       Landeshauptstadt Magdeburg 
Oberbürgermeister       Dienstsiegel 
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Ersatzbekanntmachung 

 
Hiermit ordne ich die Ersatzbekanntmachung folgender Anlagen der vorstehend bekannt 
gemachten Veröffentlichung an: 

1. Bilanz 

2. Gewinn- und Verlustrechnung 

3. Anhang und Anlagennachweis 

4. Lagebericht 

5. Bestätigungsvermerk des Abschlussprüfers 

 
Die ersatzbekannt gemachten Unterlagen liegen in der Zeit vom 23.03.20 bis 29.03.20 im 
Puppentheater der Stadt Magdeburg - Warschauer Straße 25/Kasse - 39104 Magdeburg aus 
und können dort von jeder und jedem Interessierten während der Dienststunden eingesehen 
werden. 

 
 

Magdeburg, den 11. März 2020 
 
gez. 
Dr. Trümper      Landeshauptstadt Magdeburg 
Oberbürgermeister      Dienstsiegel 
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Wirtschaftsplan 2020 
für den „Eigenbetrieb Puppentheater der Stadt Magdeburg“ 

Der Stadtrat der Landeshauptstadt Magdeburg hat in seiner Sitzung am 05.12.2019 unter der 
Beschluss-Nr. 254-008(VII)19 den Wirtschaftsplan 2020 für den Eigenbetrieb Puppentheater 
der Stadt Magdeburg beschlossen: 

1. im Bereich des Erfolgsplanes Aufwendungen und Erträge
in Höhe von 3.518.500 EUR

2. im Bereich desVermögensplanes mit einem Einnahme- und Ausgabevolumen
in Höhe von 98.600 EUR

3. mit einem Höchstbetrag der Kassenkredite
in Höhe von 700.140 EUR

Der Wirtschaftsplan einschließlich des Ergebnis- und Finanzierungsplanes sowie der 
Stellenübersicht ist an sieben Tagen öffentlich auszulegen. 

Der Erfolgsplan, der Vermögensplan und die Stellenübersicht liegen in der Zeit vom 23.03.20 
bis 29.03.20 im Puppentheater der Stadt Magdeburg - Warschauer Straße 25/Kasse - 39104 
Magdeburg aus und können dort von jeder und jedem Interessierten während der 
Dienststunden eingesehen werden.  

Magdeburg, den 11. März 2020 

gez. 
Dr. Trümper  Landeshauptstadt Magdeburg 
Oberbürgermeister Dienstsiegel 

Vorstehende Veröffentlichung wird hiermit bekannt gemacht. 

Magdeburg, den 11. März 2020 

gez.  
Dr. Trümper  Landeshauptstadt Magdeburg 
Oberbürgermeister Dienstsiegel 
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